
 

AUTONOME PROVINZ BOZEN SÜDTIROL 

SOZIALWISSENSCHAFTLICHES,  
SPRACHEN- UND KUNSTGYMNASIUM 

MERAN  

 

PROVINCIA AUTONOMA DI BOLZANO ALTO ADIGE 

LICEO DELLE SCIENZE UMANE,  
LICEO LINGUISTICO ED ARTISTICO 
MERANO 

Schulstelle Verdistraße 8 - 39012 Meran  0473/230028  Sez. staccata Via Verdi, 8 - 39012 Merano 

Schulstelle Otto-Huber-Straße 72 - 39012 Meran  0473/231090  Sez. staccata Via Otto Huber, 72 - 39012 Merano 

Steuernummer/Codice fiscale: 82005470214 

 os-gym.meran@schule.suedtirol.it PEC: gym.meran@pec.prov.bz.it Internet: www.gymme.it 

 

Dekret der Schulführungskraft  

Nr. 26 vom 29.01.2024 
 

Betreff: Annullierung des Dekretes Nr.152 vom 29.11.2023 
 

(Veröffentlichung auf der Webseite der Schule, G.v.D. Nr. 33/2013) 

 

Die Schulführungskraft  

 

hat in folgende Rechtsvorschriften Einsicht genommen: 

 

in das Dekret des Landeshauptmanns Nr. 22/2018, welches im Artikel 18, Absatz 1, vorsieht, dass der 

Direktor für die einheitliche Führung der Schule sorgt und ihr gesetzlicher Vertreter ist, 
 

 

in das Dekret des Landeshauptmanns Nr. 22/2018, welches im Artikel 18, Absatz 9, vorsieht, dass der 

Direktor alle Maßnahmen in Bezug auf die Verwaltung des Vermögens trifft und im Rahmen des vom 

Schulrat genehmigten Finanzbudgets über die Verwendung der Geldmittel zur Durchführung der in 

die Kompetenz der Schule fallenden Tätigkeiten verfügt, 

 

in das Dekret des Landeshauptmannes Nr. 22/2018, in geltender Fassung, welches im Artikel 8, Absatz 

6, vorsieht, dass die Berufsbildungsschulen, sowohl einzeln auch im Schulverbund, Verträge mit 

Universitäten, mit Körperschaften, Unternehmen, Vereinigungen oder mit einzelnen Fachleuten, die 

einen Beitrag zur Umsetzung besonderer Ziele leisten können, abschließen können, 

 

in das Dekret des Landeshauptmannes Nr. 38/2017, in geltender Fassung, welches im Artikel 27 

Absatz 1, vorsieht, dass Schulen, unbeschadet der spezifischen Einschränkungen, die von Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften sowie von dieser Verordnung vorgegeben sind, im Rahmen ihrer 

institutionellen Ziele volle Verhandlungsautonomie haben und im Artikel 28, Absatz 2, Buchstabe a), 

dass die Schulen im Rahmen der Vertragsautonomie Lieferverträge und Dienstleistungsverträge 

abschließen können, 

 

in den Artikel 26, Absatz 1, Buchstabe b, des Landesgesetzes Nr. 16/2015, in geltender Fassung, und 

in den Artikel 50, Absatz 1, Buchstabe b, des GvD Nr. 36/2023, welche vorsehen, dass bei Lieferungen 

und Dienstleistungen mit einem Betrag unter 140.000 Euro, ein Direktauftrag erteilt werden kann, 

 

in das Landesgesetz Nr. 16/2015, in geltender Fassung, welches im Artikel 5, Absatz 6, vorsieht, dass 

Schulen verpflichtet sind, auf die Vereinbarungen des Landes (Agentur für Verträge) zurückzugreifen 

oder die von diesen Vereinbarungen vorgegebenen Preis- und Qualitätsparameter beim Erwerb von 

vergleichbaren Gütern und Dienstleistungen als nicht überschreitbare Schwelle heranzuziehen, 

 

in das Landesgesetz Nr. 1/2002, in geltender Fassung, welches im Artikel 21/ter, Absatz 1, vorsieht, 

dass bestimmte öffentliche Auftraggeber des Landes, wie Schulen, nur auf die Rahmenvereinbarungen 

zurückgreifen, die von der Agentur für Verträge in ihrer Eigenschaft als Stelle für 

Sammelbeschaffungen abgeschlossen werden, 
  



 

in das Landesgesetz Nr. 1/2002, in geltender Fassung, welches im Artikel 21/ter, Absatz 2, vorsieht, 

dass die Anbieter auf dem elektronischen Markt Südtirols zu berücksichtigen sind, 

in das Landesgesetz Nr. 1/2002, in geltender Fassung, welches im Artikel 21/ter, Absatz 5, vorsieht, 

dass die Schulen verpflichtet sind, die Richtpreise der Agentur für Verträge für einzelner Güter und 

Dienstleistungen zu berücksichtigen, 
 

in das Landesgesetz Nr. 16/2015, in geltender Fassung, welches im Artikel 38, Absatz 2, vorsieht, dass 

für Beschaffungen von geringfügigem Wert, das heißt Güter, Dienstleistungen und Bauleistungen im 

Wert unter 40.000 Euro, die Beschaffung über die elektronischen Instrumente nicht verpflichtend ist, 

die Grundsätze der Rationalisierung der Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen der 

öffentlichen Verwaltung jedoch zu berücksichtigen sind, 
 

in den Artikel 49, Absatz 1 des GvD Nr. 36/2023, in geltender Fassung, welcher vorsieht, dass bei 

Ankäufen unter dem EU-Schwellenwert, also auch bei Direktvergaben unter 140.000 Euro, in der 

Regel, der Grundsatz der Rotation berücksichtigt werden muss, in den Artikel 49, Absatz 4, welcher 

die zu begründenden Fälle aufzeigt, in welchen man vom Grundsatz der Rotation abweichen kann und 

in den Absatz 6, welcher vorsieht, dass bei Vergaben unter 5.000 Euro, der Grundsatz der Rotation 

keine Anwendung finden muss, 
 

in den Beschluss der Landesregierung Nr. 547/2023, welcher in der Anwendungsrichtlinie Nr. 4, 

„Direktvergaben“, unter Ziffer 3 die Markterhebung und das Rotationsprinzip behandelt und die Fälle 

aufzeigt, in welchen der Grundsatz der Rotation Anwendung findet und Fälle, in welchen die Rotation 

keine Anwendung finden muss, 
 

nach Einsichtnahme in das Dekret Nr. 152/2023 vom 29.11.2023, dass aufgrund eines materiellen 

Fehlers (Änderung der Vergabeprozedur) annulliert werden muss.  
 

 

verfügt 
 

das eigene Dekret Nr. 152/2023 vom 29.11.2023 zu annullieren 
 

 

EPV („RUP“) dieses Verwaltungsverfahrens ist folgende Person: Martina Rainer 

 

Die Schulführungskraft 

Martina Rainer 
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